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Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 9. Dezember 1964 wird zurück—

gewiesen.
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Der Kläger, geboren am 13. Mai 1911, jetzt in Montevideo

(Uruguay) wohnhaft, leistete von April 1929 bis Januar 1932

insgesamt 34 Monate Pflichtbeiträge zur Angestelltenver—

sicherung. Die Zeiten von Januar 1938 bis Juni 1938 und

vom 1. Juli 1938 bis 31. Dezember 1949 wurden dem Kläger

wegen "Arbeitslosigkeit, die durch Verfolgungsmaßnahmen im

Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes (BBG) hervorgerufen

wurde", bezw. wegen "durch NS—Maßnahmen erzwungenen Auslands—

aufenthalts“ mit insgesamt 144 Monaten als Ersatzzeiten —
nach @.28 Abs. 1 Nr. 4 des Angestelltenversicherungsgesetzes

(AVG) vorgemerkt (anerkannt). '

Im Dezember 1961 Verlangte der Kläger von der Beklagten die

Entgegennahme freiwilliger Beiträge. ’

Die Beklagte lehnte die freiwillige Weiterversicherung in

dem Bescheid vom 26. Juli 1963, dem eine entsprechende Mit—

teilung Vom 23. Januar 1962 vorausgegangen war, ab, weil der

Kläger nicht während mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge

für eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit entrichtet habe (@ 10 Abs. 1 Satz 1 AVG); bei—
tragslose Zeiten (Ersatzzeiten) seien auf die Mindestbei—

tragszeit von 60 Monaten nicht anzurechnen. Den Widerspruch

des Klägers wies die Beklagte durch Bescheid vom 26. Sep—

tember 1963 zurück. '

Im Verfahren vor dem Sozialgericht (SG) machte der Kläger
geltend, für die Berechtigung zur Weiterversicherung nach

@ 10 Abs. 1 AVG seien auch Ersatzzeiten zu berücksichtigen;
dies gelte jedenfalls aus dem Gesichtspunkt der Wiedergut—

machung für die Ersatzzeiten der Verfolgten im Sinne des

@ 28 Abs. 1 Nr. 4 AVG; für ihn — den Kläger — liege eine
besondere Härte darin, daß er die Voraussetzungen für das
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Altersruhegeld nur deshalb nicht erfülle, weil zwei Beiträge

fehlten.

Das SG Berlin entsprach durch Urteil vom 10. Februar 1964

dem Klagebegehren; es hob die Bescheide der Beklagten auf

und stellte fest, der Kläger sei zur freiwilligen Weiter-

versicherung in der Angestelltenversicherung berechtigt.

Auf die Berufung der Beklagten hob das Landessozialgericht

(LSG) Berlin durch Urteil vom 9. Dezember 1964 das Urteil

des SG auf und wies die Klage ab: Der Kläger sei zur frei—

willigen Weiterversicherung nach 5 10 Abs. 1 AVG nicht
berechtigt; das Recht zur Weiterversicherung setze eine

durch Beiträge belegte versicherungspflichtige Beschäfti-

gung von 60 Monaten voraus, Ersatzzeiten seien nicht zu

berücksichtigen, Auch für die verfolgungsbedingten Ersatz-

zeiten gelte hierbei keine Ausnahme; dem Gedanken der Wie—

dergutmachung und der besonderen Rechtsposition der Verfolg—

ten sei dadurch Rechnung getragen, daß Verfolgte mit ihren

Leigtgngsggsprpghgn so gestellt würden, als hätten sie wäh—

rend der Verfolgungszeiten ihr bisheriges Arbeiteverhältnis

fortgesetzt. Soweit aber durch die Rentenversicherungs—

Neuregelungsgesetze ab 1. Januar 1957 die_jrgiyilligg ,
EEÄEEEYEEEÄEEEEBEEfür alle Versicherten an strengere
Voraussetzungen geknüpft worden sei und nunmehr eine Min—

destbeitragszeit von 60 Monaten verlangt werde, ohne daß

hierbei beitragslose Zeiten anzurechnen seien, könne auch

für die Ersatzzeiten der Verfolgten keine Ausnahme gelten.

Die Erwägungen, die das Bundessozialgericht (BSG) in dem
Falle BSG 15, 67 veranlaßt hätten, für den Anspruch auf

das vorzeitige Altersruhegeld einer Versicherten nach 9 25

Abs. 5 Satz 1 AVG Verfolgungszeiten einer mit Beiträgen

belegten rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung oder

Tätigkeit gleichzusetzen, könnten auf die Versicherungs— ‘

berechtigung nach @ 10 AVG nicht übertragen werden. Das LSG

ließ die Revision zu. '
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Der Kläger legte fristgemäß und formgerecht Revision ein

und beantragte,

das Urteil des LSG aufzuheben und die Berufung

der Beklagten gegen das Urteil des SG Berlin

zurückzuweisen. ‘

Er rügte dem Sinne nach, das LSG habe 5 10 AVG unrichtig
angewandt; der Grundsatz des Vorranges der Wiedergutmachung

sei verkannt, wenn Verfolgungszeiten insOWeit unberücksich—

tigt blieben.

Die Beklagte beantragte,

die Revision zurückzuweisen.'

II

Die Revision des Klägers ist nach @ 162 Abs. 1 Nr. 1 des

Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthaft. Der Kläger hat zwar

— was die Beklagte beanstandet hat — in der Revisionsbe—

gründung die verletzte Rechtsnorm nicht ausdrücklich be—

zeichnet; die Ausführungen des Klägers lassen jedoch ein-
deutig erkennen, daß der Kläger die Vorschrift über die

Weiterversicherung‚ also 5 10 AVG, als verletzt ansieht,

weil das LSG bei der Auslegung dieser Vorschrift nicht den

Grundsatz des Vorranges der Wiedergutmachung beachtet habe;

damit genügt die Revisionsbegründung den Erfordernissen des

@ 1D4 Abs° 2 see (BSG 1, 227).

Die Revision ist somit zulässig (@ 164 SGG). Sie ist jedoch
unbegründet. Das LSG hat mit Recht entschieden, daß der Klä—

ger nicht berechtigt ist, die Versicherung in der Angestell—

tenversicherung freiwillig fortzusetzcno Es ist unstreitig,

daß der Kläger vor dem 1. Januar 1957 keinen freiwilligen
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Beitrag zur Angestelltenversicherung entrichtet hat; die

Voraussetzungen, unter denen die Versicherung nach der

Übergangsvorschriit des Art° 2 5 5 Abs. 1 des Angestellten-

versicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) freiwillig fort-

gesetzt werden kann, sind daher nicht erfüllt„ Die Frage,

ob der Kläger zur freiwilligen Weiterversicherung berech—

tigt ist, ist somit allein nach 5 10 AVG zu beurteilen.
Nach @ 10 Abs. 1 Satz‘1 AVG kann ein nicht rentenversiche-

rungspflichtiger Versicherter die Versicherung nur noch

fortsetzen (Weiterversicherung), wenn er innerhalb von

10 Jahren während mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge

für eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit entrichtet hat, Der Kläger hat vom April 1929

bis Januar 1932 insgesamt nur für 34 Kalendermonate Bei—

träge entrichtet,
er hat somit die für die Berechtigung

zur Weiterversicherung notwendige Mindestbeitragszeit von

60 Monaten nicht erreicht; der Beklagte hat zwar 144 Mo—

nate (vom Januar 1958 bis Dezember 1949) als verfolgungs—

bedingte Ersatzzeiten im Sinne des @ 28 Abs. 1 Nr, 4 AVG

anerkannt, diese Ersatzzeiten sind jedoch, wie das LSG

zutreffend dargelegt hat, auf die nach @ 10 Abs. 1 AVG
erforderliche Mindestbeitragszeit nicht anzurechnen. Wenn

@ 10 Abs° 1 AVG davon spricht, daß innerhalb von 10 Jahren
während mindestens 60 Kalendermonaten Beiträge für eine

rentenversicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätig—

keit entrighjgt sein müssen, so ist damit unmißverständ—
lich gesagt, daß für die Berechtigung zur Weiterversiche—

rung nur echte Beitragszeiten im Sinne des 5 27 Abs. 1

Buchst° a AVG und nicht auch Zeiten ohne Beitragsleistung

nach 5% 27 Abs° 1 Buchst. b, 28 AVG (Ersatzzeiten) berück—
sichtigt werden können. Daß die Mindestbeitragszeit von

60 Monaten nicht durch Anrechnung von Ersatzzeiten erfüllt

werden kann, ergibt sich nicht nur aus dem eindeutigen

Wortlaut des Gesetzes, sondern auch aus seiner Entstehungs—

geschichte (vgl° BSG 14, 133 ff mit weiteren Hinweisen),

Diese Auffassung wird durch das Rentenversicherungs-Änderungs—
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gesetz (RVÄndG) vom 7; Juni 1965 "bestätigt"; der Satz 3,
der dem @ 10 Abs. 1 AVG durch Art. 1 @ 2 Nr° 9 RVÄndG an—
gefügt worden ist, bestimmt ua, daß bei der Ermittlung des

Zeitraumes von 10 Jahren Ersatzzeiten unberücksichtigt

bleiben; auch hieraus ist zu entnehmen, daß Ersatzzeiten

nicht zur Erfüllung der Mindestbeitragszeit von 60 Monaten

nach @ 10 Abs° 1 AVG dienen können, daß vielmehr für die

Berechtigung zur Weiterversicherung nach @ 10 Abs° 1 AVG

nur echte Beitragszeiten anzurechnen sind. Daß Ersatzzeiten

im Sinne der @@27 Abs° 1 Buchst. b, 28 AVG nicht auf die

Mindestzahl von Pflichtbeiträgen nach @ 10 Abs° 1 AVG an-
rechenbar sind, gilt uneingeschränkt für alle Ersatzzeiten,

also auch für die Ersatzzeiten der Verfolgten im Sinne des

@ 28 Abs° 1 Nr. 4 AVG° Das Gesetz bietet keinen Anhalt da—
für, daß diese Zeiten für die Berechtigung zur Weiterver—

sicherung nach @ 10 Abs° 1 AVG echten Beitragszeiten gleich—

zustellen und damit insoweit anders zu behandeln sind als

die übrigen Ersatzzeiten des @ 28 Abs° 1 Nr, 1—3, 5-6 AVG,
also wie etwa die Zeiten der Kriegsgefangenschaft, die Zei-

ten der Verschleppung, die Zeiten der Verhinderung der Rück—

kehr aus dem Ausland durch feindliche Maßnahmen oder der

Vertreibung° Es ist deshalb davon auszugehen, daß das Gesetz

damit, daß es die Tatbestände der Verfolgung den Ersatz—

zeiten nach den @@27 Abs, 1 Buchst„ b, 28 AVG zugeordnet
hat, an diese Ersatzzeiten grundsätzlich dieselben Rechts—

wirkungen hat knüpfen wollen wie an die anderen Ersatzzeiten;

eine "unterschiedliche rechtliche Behandlung der Ersatzzeit
(der Verfolgung) würde dazu führen, für das einheitliche

Rechtsinstitut der Ersatzzeit zweierlei Recht mit unter—

schiedlichen Wirkungen anzunehmen; hätte der Gesetzgeber für

die Tatbestände der Verfolgung andere Rechtswirkungen her-

beiiühren wollen als für andere Ersatzzeiten, so hätte er

das angeordnet“ (so zutreffend Bergmann, Das Recht der Ver—
folgten in der Soners, NJW —RzW—1966 S. 1, 6), Es kann

dahingestellt bleiben, ob dennoch für die verfolgungsbe—

dingten Ersatzzeiten im Sinne des @ 28 Abs° 1 Nr. 4 AVG
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Ausnahmen von der grundsätzlichen Gleichbehandlung aller

Ersatzzeiten gelten können, soweit das "Prinzip der Wieder-

gutmachung" eine Sonderstellung der Verfolgten verlangt

(vgl. Urt. des 1. Senats des BSG vom 20. Juni 1962, SozR

Nr. 4 zu 5 1251 RVO); für die Auslegung des 5 10 Abs. 1 AVG

jedenfalls ist eine solche Ausnahme ebensowenig gerecht-

fertigt wie für die Auslegung des 5 28 Abs. 2 Satz 1 AVG

hinsichtlich des Erfordernisses der vorherigen Versicherung

(vgl. Urt. des 1. Senats aaO). Soweit in den Rentenversi—

cherungs—Neuregelungsgesetzen vom 1. Januar 1957 an die

Möglichkeiten der Weiterversicherung eingeschränkt werden

sind, entspricht dies der Auffassung von den Aufgaben der

sozialen Rentenversicherung; nachdem an die Stelle der

beitragsbezogenen Rente die lohnbezogene Rente getreten

ist, sind freiwillig Versicherte als "Fremdkörper im Ver—

sichertenbestand" anzusehen; es entspricht dem Versiche—

rungsprinzip, daß die Weiterversicherung künftig nur für

die Personen zugelassen ist, die durch mindestens 60 Pflicht—

beiträge "echte Mitglieder der Versichertengemeinschaft"

geworden sind (BSG 14, 133, 135). Für die Frage der Berech—
tigung zur freiwilligen Weiterversicherung muß es deshalb

grundsätZlich ohne Bedeutung sein, aus welchem Grunde ein

Versicherter die Mindestbeitragszeit nicht erreicht hat und

durch welche Umstände er daran gehindert gewesen ist, eine

versicherungspflichtige Beschäftigung (mit Beitragsleistung)

fortzusetzen oder aufzunehmen. Eine Ausnahme von der Nicht—

anrechenbarkeit der Ersatzzeiten auf die Mindestbeitrags—

zeit des 5 10 Abs. 1 AVG läßt sich daher für die Ersatz—
zeiten der Verfolgung nicht vertreten, zumal gerade bei

der Regelung der freiwilligen Weiterversicherung das Ver—

sicherungsprinzip in den Vordergrund gestellt ist (vgl. auch

Hanow/Lehmann/Bogs, EVO, 4. Buch, 5. Aufl., Anm. 5 zu 5 1233
EVO, ebenso Verbandskomm. zur EVO, 6. Aufl., Bd. 1, Anm. 1

zu 5 1233). Zu Unrecht stützt der Kläger seine gegenteilige
Auffassung auf das Urteil des 1. Senats vom 16. September

1960 (BSG 13, 67); der 1. Senat hat dort die Auffassung
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vertreten, für den Anspruch auf das vorzeitige Altersruhe—

geld einer Versicherten seien nach 5 25 Abs° 3 Satz 1 AVG

Verfolgtenzeiten im Sinne des Gesetzes über die Behandlung

der Verfolgten in der Sozialversicherung vom 22. August

1949 ebenso zu werten wie "Zeiten einer rentenversiche—

rungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit" im Sinne

des © 25 Abs, 3 Satz 1 AVG; er hat im wesentlichen aus
dem Sinn und Zweck des 5 25 Abs. 3 Satz 1 SGG gefolgert,

verfolgte Frauen müßten an der neu eingeführten Vergünsti—

gung des vorzeitigen Altersruhegeldes nach 5 25 Abs, 5

Satz 1 AVG teilhaben, wenn sie an der Ausübung einer ver—

sicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit durch

Verfolgungsmaßnahmen gehindert worden seien; insoweit ge—

bühre dem "Prinzip der Wiedergutmachung Vorrang vor for—

malen Bedenken"° Abgesehen davon, daß @ 25 Abs. 3 Satz 1

AVG (nur) den — auslegungsfähigen — Begriff "rentenver—
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit" enthält

(vgl° auch BSG SozR Nr, 24 zu @ 1248 EVO), während @ 10

Abs° 1 AVG nach seinem ausdrücklichen Wortlaut verlangt,

daß während der Beschäftigung Beiträge gnt;393393 worden

sind und deshalb insoweit für eine Auslegung kein Raum ist,

lassen sich die Erwägungen, auf die der 1" Senat für den

Leietungsanspruch nach 5 25 Abs° 3 Satz 1 AVG den Vorrang
des Prinzips der Wiedergutmachung gestützt hat, nicht auf

die Berechtigung zur freiwilligen Fortsetzung eines Ver-

sicherungsverhältnisses-nach @ 10 Abs" 1 AVG übertragen,

Hier handelt es sich nicht darum, daß aus der "besonderen

Rechtsposition, die den Verfolgten schon vor den Neurege—

lungsgesetzen zugestandeh hat“, bei der Auslegung von Vor—

schriften über einen Leistungsanspruch oder eine Leistungs—

verbesserung dem Prinzip der Wiedergutmachung Geltung zu

verschaffen ist: hier geht es vielmehr um die Voraussetzun—

gen der Versicherungsberechtigung, die im Gesetz — zur
Wahrung des Versicherungsprinzips — für die Zeit nach dem

1» Januar 1957 bestimmt und eindeutig normiert sind° Hin;

sichtlich der freiwilligen Weiterversicherung enthielt das

_ 9 -
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Verfolgtengesetz vom 22. August 1949 jedenfalls keine

besondere Regelung; zur freiwilligen Weiterversicherung

waren die Verfolgten in der Rentenversicherung auch vor

dem 1. Januar 1957 nur nach den für alle geltenden Vor—

schriften berechtigt (5 21 AVG aF 1.V.m° @@1243, 1244

RVO aF). Im Entschädigungsrecht ist eine Sonderregelung

für Verfolgte nur insoweit getroffen, als eine — in der

Zeit vom 50. Januar 1933 bis 8. Mai 1945 — erfolgte Bei—

tragserstattung wegen Heirat an eine Verfolgte oder an

die Ehefrau eines Verfolgten der Weiterversicherung nicht

entgegensteht: hier kann die Verfolgte abweichend von

@140 AVG Beiträge für die Zeit Vor Vollendung des 65‚
Lebensjahres bis zum 1. Januar 1924 zurück nachentrich—
ten, auch wenn eine Versicherung vor der Zeit, für die

Beiträge entrichtet werden, nicht bestanden hat (Art. X
des 2. Gesetzes zur Änderung des Bundesentschädigungs—

gesetzes —BEG-Schlußgesetz- vom 14. September 1965,

BGBl I 1515)°

Die Vorschrift des 9 10 Abs„ 1 AVG enthält für Verfolgte

auch keine besondere Härte; es gelten für sie hinsicht-

lich der freiwilligen Weiterversicherung nur die Ein—

schränkungen, die seit der Rentenreform von 1957 für alle
Versicherten gelten° Das Gesetz bietet keinen Anhalt da;

für, daß das Prinzip der Wiedergutmachung insoweit eine

Sonderstellung der Verfolgten-verlangt. Hätte der Gesetz-

geber bei der Regelung der Weiterversicherung in 9 10

Abs„ 1 AVG für die Ersatzzeiten des 5 28 Abs. 1 Nr° 4 AVG
etwas anderes gewollt als für die anderen Ersatzzeiten,

so hätte er jedenfalls die Änderung des 5 10 durch das

RVÄndG vom 70 Juni 1965 (sog° Härtenovelle) oder das
BEG—Schlußgesetz vom 14° September 1965 zum Anlaß genom—

men, hier eine ergänzende Vorschrift zu erlassen„

-'lo-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


„ 10 „

' \

Das LSG hat somit die Sach— und Rechtslage zutreffend ge—

würdigto Die Revision des Klägers ist unbegründet; sie ist

daher zurückzuwcisen°

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus 5 193 SGGO
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Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS
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